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Antrag
der Freien und Hansestadt Hamburg

Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und
Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 2003/2004
(Bundesbesoldungs- und –versorgungsanpassungsgesetz
2003/2004 – BBVAnpG 2003/2004)

TOP 20 der 789. Sitzung des Bundesrates am 20. Juni 2003

Der Bundesrat nimmt gemäß Art. 76 Abs. 2 GG wie folgt Stellung

zu Artikel 8 a – neu – (Länderöffnungsklausel)

Bei der Einführung einer Länderöffnungsklausel ist sicherzustellen, dass Bund und
Länder noch im Jahr 2003 die Möglichkeit erhalten, davon Gebrauch zu machen.

Begründung:

Mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und
Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 2003/2004 (Bundesbesoldungs-
und -versorgungsanpassungsgesetz 2003/2004 – BBVAnpG 2003/2004)
werden unmittelbar durch Bundesgesetz Ansprüche begründet. Vorher können
auch Bund und Länder keine Rechtsetzungsverfahren durchführen. Sie müssten
also rückwirkend Ansprüche mindern. Dies ist aus verfassungsrechtlichen
Gründen nicht möglich. Soll die Öffnungsklausel im Jahre 2003 bereits zum
Tragen kommen, muss mindestens ein Zeitraum für ihre Inanspruchnahme
vorgesehen werden.


